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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck und Birgit Stöver (CDU) vom 14.10.25 
 

und Antwort des Senats 

Betr.: Mehr Teilhabe für Menschen mit Behinderung – sind traumatische  
Erlebnisse auf dem Schulweg kein Einzelfall? 

Einleitung für die Fragen: 
Am 11. Oktober berichtete der NDR: „Eltern in Hamburg kritisieren Probleme 
bei der Schulweghilfe“. Demnach haben sich Eltern von Kindern mit Behinde
rung in einem Brief an Schulsenatorin Ksenija Bekeris (SPD) gewandt und um 
Klärung der Missstände gebeten. So seien ihre Kinder mehrmals gar nicht oder 
deutlich zu spät abgeholt oder an falsche Orte gebracht worden. „Unsere Kin
der sind keine Pakete“ lautete die Klage der Eltern in dem Brief an die Schul
senatorin. Zwar bedauerte die Schulbehörde die Vorfälle und versprach Prü
fung und Konsequenzen, doch nun stellt sich die Frage, inwiefern derartige 
Beschwerden häufiger vorkommen. Inklusion darf nicht nur eine Worthülse 
sein, sondern muss gelebt werden; die Beförderung zur Schule ist die Grund
lage für inklusive Beschulung. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Seit dem Schuljahr 2010/2011 setzt die Freie und Hansestadt Hamburg konsequent die 
Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) um und verfolgt das Ziel einer 
umfassenden inklusiven Bildung. Die UN-BRK formuliert das Recht auf inklusive Bil
dung dahingehend, dass Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbe
darf beziehungsweise mit Behinderung – einschließlich einer drohenden – einen unein
geschränkten Zugang zum allgemeinen Schulwesen in Grundschulen und weiterfüh
renden Schulen erhalten. 
Zur Realisierung dieses Anspruchs wurde bereits im Jahr 2009 das Hamburgische 
Schulgesetz (HmbSG) entsprechend angepasst. Seitdem ist für Schülerinnen und 
Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf das Recht verankert, 
eine allgemeine Schule zu besuchen; die Sorgeberechtigten können frei entscheiden, 
ob ihr Kind eine allgemeine Schule, eine spezielle Sonderschule oder die Bildungsab
teilung eines Regionalen Bildungs- und Beratungszentrums (ReBBZ) besucht. 
Für anspruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler mit Behinderung – einschließlich 
einer drohenden – gehört auch die durch die für Bildung zuständige Behörde gewährte 
Schulweghilfe nach den Schulweghilfebestimmungen (https://www.hamburg.de/politik-
und-verwaltung/behoerden/bsfb/themen/inklusion/schulweghilfe-152772) zur Siche
rung schulischer Teilhabe. Diese Schulweghilfe wird in der Regel durch die Beförderung 
mit Schulbussen gewährt. Derzeit erhalten 2.290 Schülerinnen und Schüler eine Bus
beförderung im Rahmen der Schulweghilfe (Stand: 2.Oktober 2025). 
Die Beförderung der anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schüler erfolgt im Auf
trag der für Bildung zuständigen Behörde durch private Fahrunternehmen. Die Behörde 
ist darüber hinaus auch für die Tourenplanung und Beauftragung von Fahrunternehmen 
für Beförderungen zu Kindertagesstätten und zu Tagesförderstätten im Rahmen der 
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Eingliederungshilfe nach dem SGB IX zuständig. Die für Bildung zuständige Behörde 
hat für die Beförderung von Menschen mit Behinderungen zu Kindertageseinrichtun
gen, Schulen und Tagesförderstätten mit Wirkung vom 4. September 2025 einen neuen 
Rahmenvertrag mit sieben Fahrunternehmen als Rahmenvertragspartnern geschlos
sen. Der vorherige Rahmenvertrag war nach sechs Jahren Laufzeit zum 3. September 
2025 ausgelaufen und konnte nicht verlängert werden. Der neue Rahmenvertrag wurde 
auf Basis eines förmlichen Vergabeverfahrens abgeschlossen. Die verbindlichen ver
traglichen Regelungen und die Anforderungen an die Durchführung der Leistungen sind 
für alle Fahrunternehmen als Rahmenvertragspartner gleich. 
Der Rahmenvertrag und die zugehörige Leistungsbeschreibung sind im Transparenz
portal der FHH abrufbar (https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/vertrag-befoer
derungsleistungen-von-menschen-mit-behinderung und https://suche.transpa
renz.hamburg.de/dataset/leistungsbeschreibung). 
Rahmenvertragspartner sind seit dem Schuljahr 2025/26 die folgenden Fahrunterneh
men: 
• Deutsches Rotes Kreuz – mediservice 
• Elite Traffic GmbH 
• Malteser Hilfsdienst gemeinnützige GmbH 
• Stambula Fahrservice GmbH 
• Hamburg Fahrdienst One GmbH 
• MediCall Fahrdienst GmbH 
• Rope Reisen GmbH & Co KG 
Die für Bildung zuständige Behörde hat derzeit 1.637 Einzelfahrten pro Schultag beauf
tragt, davon 1.025 Fahrten zu und von Schulen. In den Schulferien wird je nach Bedarf 
eine geringere Anzahl von Einzelfahrten beauftragt. Für die Durchführung dieser Tou
ren setzen die Rahmenvertragspartner derzeit insgesamt 570 Fahrzeuge ein. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

Frage 1: Wie viele Eltern waren bei der aktuellen Beschwerde involviert? 
Antwort zu Frage 1: 
Die Anzahl der Sorgeberechtigten, die in die aktuelle Beschwerde des Elternrats der 
Schule Parcelsus-straße involviert waren, ist der für Bildung zuständigen Behörde nicht 
bekannt. Das Schreiben des Elternrats wurde von drei Personen unterzeichnet. 

Frage 2: Gab es in den letzten drei Jahren weitere Beschwerden? 
Wenn ja, wie viele mit welchen Kritikpunkten? 

Antwort zu Frage 2: 
Die zur Beantwortung benötigten Daten werden nicht statistisch erfasst. Eine Einzelfal
lauszählung der dokumentierten Beschwerden beziehungsweise der Einzelfallakten der 
letzten drei Schuljahre einschließlich der abgeschlossenen Einzelfallakten ist wegen 
der großen Anzahl der Beförderungsfälle und Touren in der für die Bearbeitung einer 
Schriftlichen Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit mit vertretbarem Verwal
tungsaufwand nicht möglich. 
Die Gründe für Beschwerden sind vielfältig: Sie betreffen neben verspäteten oder aus
gefallenen Beförderungen wegen hohen Verkehrsaufkommens, kurzfristigem Ausfall 
von Fahr- und Begleitpersonal der Fahrunternehmen, Kritik am Verhalten von Fahr- und 
Begleitpersonal der Fahrunternehmen auch die Nichteinhaltung von Tourenplänen. In 
seltenen Fällen werden auch Sicherheitsaspekte im Zusammenhang mit der Beförde
rung thematisiert, beispielsweise die erforderliche Sicherung von Rollstühlen während 
der Fahrt. 
Soweit der für Bildung zuständigen Behörde Beschwerden bekannt werden, wird in der 
Regel jedem Einzelfall im Austausch mit den betreffenden Fahrunternehmen nachge
gangen. Überwiegend sind die Beschwerden auf eine unzureichende Kommunikation 
zwischen den Beteiligten zurückzuführen und lassen sich deshalb in der Regel sehr 
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schnell klären. Seitens der für Bildung zuständigen Behörden werden aber auch die 
vertragsrechtlichen Möglichkeiten aus dem Rahmenvertrag bis hin zu Abmahnungen 
oder Kündigungen von Touren genutzt. 

Frage 3: Wie viele Kinder mit Behinderung werden aktuell in Hamburg durch 
Fahrdienste zu ihren Schulen befördert? 

Frage 4: Wie viele Transporte pro Tag gibt es somit in Hamburg pro Tag (ein
fache Tour)? 

Frage 5: Wie viele und welche Fahrdienste stehen hierfür aktuell unter Ver
trag? 

Frage 6: Gibt es hierfür einen einheitlichen Vertrag für alle Fahrdienste? 
Wenn ja, wie lautet dieser? 
Wenn nein, warum gibt es hier individuelle Verträge? 

Antwort zu Fragen 3 bis 6: 
Siehe Vorbemerkung. 

Frage 7: Fahr- und Begleitpersonal soll laut Schulbehörde von den Fahrdiens
ten sorgfältig ausgewählt werden. Welche Anforderungen sieht der 
Vertrag hierfür bezüglich der Qualifikation mit den Fahrdiensten vor? 

Antwort zu Frage 7: 
Zu den Mindestanforderungen für das von den Rahmenvertragspartnern eingesetzte 
Fahr- und Begleitpersonal gehören neben einem einwandfreien Führungszeugnis  
gemäß § 30a Absatz 1 Nummer 2 Bundeszentralregistergesetz folgende Anforderun
gen: 
• In Deutschland anerkannte Fahrerlaubnis nach der Fahrerlaubnis-Verordnung, 
• gesundheitliche Eignung für die Durchführung der Beförderungen 
• Zuverlässigkeit, soziale Kompetenz sowie Eignung im Umgang mit Menschen mit 

Behinderungen, 
• sicheres Beherrschen der deutschen Sprache, 
• gepflegtes Erscheinungsbild, 
• körperliche Eignung für die Hilfestellung beim Ein- und Ausstieg der zu befördern

den Personen, 
• mindestens dreijährige Fahrpraxis und sichere Ortskenntnisse, 
• Leistungsfähigkeit und Fahrtauglichkeit und keine Auffälligkeiten im Straßenverkehr 

sowie 
• gültige Arbeitspapiere. 
Zudem ist das Fahr- und Begleitpersonal entsprechend des Kriterienkatalogs „Sichere 
Beförderung von Menschen mit Behinderung“ zu schulen. Diese Kriterien sind unter 
folgendem Link abrufbar https://www.sichere-personenbefoerderung.de/sicherer-kran
ken-und-behindertentransfer/zertifikat. 

Frage 8: Durch welche Stelle erfolgt wie oft in welcher Form eine Kontrolle der 
Fahrdienste und deren Personal? 

Frage 9: Müssen die Fahrdienste entsprechende Unterlagen zur Qualifikation 
bei der Einreichung der Kosten vorlegen? 
Wenn nein, warum nicht? 

https://www.sichere-personenbefoerderung.de/sicherer-kranken-und-behindertentransfer/zertifikat
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Antwort zu Fragen 8 und 9: 
Die Fahrdienste sind als Rahmenvertragspartner vertraglich verpflichtet, sich zum Ver
tragsbeginn einer Zertifizierung zur sicheren Beförderung von Menschen mit Behinde
rung durch TÜV oder DEKRA beziehungsweise deren Nachfolgeunternehmen zu  
unterziehen. Die Re-Zertifizierungen beziehungsweise die Ergebnisberichte zu den  
Audits sind unaufgefordert spätestens zum Ablauf des jeweiligen Gültigkeitszeitraums 
des Zertifikats bei der für Bildung zuständigen Behörde vorzulegen. Sofern die vertrag
lichen Anforderungen über die des vorgelegten Zertifikats hinausgehen, behält sich die 
für Bildung zuständige Behörde die Anforderung von Einzelnachweisen vor. 

Frage 10: Wann plant die Schulbehörde die Prüfung der geschilderten Vorfälle 
und welche Art von Konsequenzen sind möglich? 

Antwort zu Frage 10: 
Eingehende Beschwerden werden laufend und so zügig wie möglich geprüft und  
geklärt. Bei Mängeln der Leistungsdurchführung werden die vertraglichen Möglichkei
ten geprüft und genutzt. Dies gilt auch für die eingangs geschilderten Beschwerden und 
Mängel. 

Frage 11: In welcher Höhe wird der Transport von Kindern mit Behinderung zu 
ihrer Schule vergütet? Werden die Fahrer pauschal oder nach Stun
densatz bezahlt? 

Antwort zu Frage 11: 
Die beauftragten Leistungen der Beförderung von Menschen mit Behinderung zu Kin
dertageseinrichtungen, Schulen und Tagesförderstätten werden – gestaffelt nach den 
beauftragten Fahrzeugkategorien – wie folgt vergütet, wobei die Vergütungen für alle 
Fahrunternehmen als Rahmenvertragspartner gleich sind: 
• Tagespauschale für das Fahrzeug 
• Tagespauschale für gegebenenfalls beauftragtes Begleitpersonal 
• Preis je Leistungskilometer 
• Anfahrtspauschale, die pro Beförderungstag 35 km je Fahrzeug entspricht. 
Sofern die Fahrunternehmen Elektrofahrzeuge einsetzen, erhalten sie für diese Fahr
zeuge einen Zuschlag von 15 Prozent auf die Tagespauschale des Fahrzeugs. Die 
Preise des Rahmenvertrags sind als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der beteilig
ten Fahrunternehmen vertraulich zu behandeln und können hier deshalb nicht angege
ben werden. 
Die Vergütung des von ihnen eingesetzten Fahr- und Begleitpersonals obliegt allein den 
Fahrunternehmen als Rahmenvertragspartnern. Der für Bildung zuständigen Behörde 
liegen insofern keine Daten zur Vergütung des Fahr- und Begleitpersonals vor.  

Frage 12: Gibt es hier spezielle Einstufungen und inwiefern wird hier die Quali
fikation des Fahr- und Begleitpersonals berücksichtigt? 

Antwort zu Frage 12: 
Nein. 

Frage 13: Mittel in welcher Höhe sind insgesamt im Haushalt für den 
Schultransport von Kindern mit Behinderung im Jahr 2024 ausgege
ben worden und in welcher Höhe sind Mittel für das Jahr 2025 vorge
sehen? 

Antwort zu Frage 13: 
Für das Jahr 2024 wurden für die Schulweghilfe aus dem Einzelplan 3.1 Haushaltsmittel 
in Höhe von 17.865.162,56 Euro aufgewendet. Für das Jahr 2025 werden dafür Kosten 
in Höhe von voraussichtlich rund 19 Millionen Euro erwartet. 
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